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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. SCHREFLER-KÖNIG als Vorsitzende und die Richterin Mag. 
UNTERER als Beisitzer über die Beschwerde des XXXX auch XXXX, Staatsangehöriger von Nigeria, gegen 
den Bescheid des Bundesasylamtes vom 5.4.2005, Zl. 04 20.259-BAL, nach Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung, zu Recht erkannt: 
 

I. Die Beschwerde von XXXX auch XXXX wird gemäß § 7 AsylG 1997, BGBl. I Nr. 76/1997, idF BGBl. I Nr. 
101/2003, abgewiesen. 
 

II. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997, idF BGBl. I Nr. 101/2003, wird festgestellt, dass die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung von XXXX auch XXXX nach Nigeria zulässig ist. 
 

III. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 1997, idF BGBl. I Nr. 1010/2003, wird 

XXXX auch XXXX aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Nigeria ausgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang 
 

I.1. Mit dem angefochtenen Bescheid hat das Bundesasylamt den Asylantrag des Beschwerdeführers vom 
4.10.2004 gemäß § 7 AsylG abgewiesen, die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Genannten nach Nigeria gemäß § 8 Abs. 1 AsylG für zulässig erklärt und diese Entscheidung gemäß § 8 Abs. 2 
AsylG mit einer Ausweisung verbunden. 
 

I.2. Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerecht eingebrachte Berufung (ab 1.7.2008: Beschwerde). 
 

I.3. Mit Einrichtung des Asylgerichtshofes am 1.7.2008 ging gegenständliche Angelegenheit in die Zuständigkeit 
des nunmehr erkennenden Senates über. 
 

I.4. Der Asylgerichtshof führte am 21.9.2009 eine öffentliche mündliche Verhandlung durch, zu der der 
Beschwerdeführer ordnungsgemäß geladen wurde und persönlich erschienen ist. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

II.1. Zur Person und den Fluchtgründen des Beschwerdeführers 
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II.1.1. Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger von Nigeria, seine Identität konnte aufgrund mangelnder 
Vorlage unbedenklicher Dokumente nicht festgestellt werden. Der Genannte reiste am 4.10.2004 in das 
österreichische Bundesgebiet ein und stellte am selben Tag den verfahrensgegenständlichen Asylantrag. 
 

II.1.2. Der nunmehrige Beschwerdeführer wurde vor der belangten Behörde am 8.10.2004 niederschriftlich 
einvernommen und gab dabei an, in XXXX, Nigeria, geboren, dort in den Jahren 1992 bis 2004 Grundschule 
und Höhere Schule besucht zu haben und zuletzt als Verkäufer in XXXX tätig gewesen zu sein. Als letzten 
Wohnort in seiner Heimat gab der nunmehrige Beschwerdeführer eine näher bezeichnete Adresse in XXXX an. 
Weiters hielt der Beschwerdeführer fest, dass seine Eltern sowie 2 Brüder und eine Schwester in Nigeria lebten. 
 

Zu seiner Reiseroute gab der nunmehrige Beschwerdeführer an, er habe sich in einem Krankenhaus in XXXX 
versteckt gehalten und sei von dort aus in Begleitung eines weißen Mannes mit einem Auto nach Lagos gereist. 
Dieser Mann habe ihn in einem Hotel untergebracht und ihn sowohl mit Essen als auch einem Reisepass 
versorgt. Mit einem Flugzeug der Fluglinie Air France habe er sich, ebenfalls in Begleitung des besagten 
Mannes, nach Frankreich begeben, von wo aus er seine Reise nach Österreich mit dem Zug fortgesetzt habe. In 
einem Restaurant habe ihn sein Begleiter aufgefordert, seinen Pass und die Tickets zu zerstören und in der 
Toilette hinunter zu spülen. Sein Begleiter habe ihn dann in dem Lokal zurückgelassen und angekündigt, ihn 
später der Polizei zu übergeben, damit er dieser erzählen könne, was ihm in seiner Heimat widerfahren sei. 
Nachdem der Beschwerdeführer eine Stunde auf seinen Begleiter vergeblich gewartet habe, habe er sich auf die 
Straße begeben und eine alte Frau um Hilfe ersucht, die ihm den Weg zur Polizei gewiesen habe. 
 

Befragt zu seinen Fluchtgründen, verwies der Beschwerdeführer zunächst auf seine familiäre Situation, die 
zusammengefasst dazu geführt hätte, dass sich der Genannte nach XXXX zu einem Freund begeben habe, mit 
dem er gefischt habe. Aufgrund der Ölverschmutzung hätten sie manchmal nur 10 Fische gefischt. Es sei zu 
einem Treffen der Jugendlichen von XXXX gekommen, bei dem auf die Missstände in XXXX hingewiesen 
worden sei, man habe sich mit einer Bewegung namens "Asari Movement" verbündet und in einem Schreiben an 
den nigerianischen Präsidenten auf die Probleme aufmerksam gemacht. Obwohl es in XXXX große 
Erdölvorkommen gäbe, hätte die Bevölkerung nichts zum Essen gehabt. Nachdem seitens der Regierung aber 
nichts gegen diese Situation unternommen worden sei, habe sich die genannte Jugendorganisation zu 
Demonstrationen am 28.9.2004 und 29.9.2004 entschlossen. Dabei sei es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen 
zwischen den Demonstranten, zu denen auch der Beschwerdeführer gezählt habe, und der Polizei gekommen. 
Der Beschwerdeführer sei durch Einsatz chemischer Waffen ins Koma gefallen und in einem Krankenhaus 
wieder aufgewacht, nachdem ihm ein Arzt eine Injektion verabreicht habe. Er habe dem Arzt von seinen 
Problemen berichtet und über Selbstmord nachgedacht. Der Arzt hätte ihm dann letztlich geholfen und ihn mit 
dem weißen Mann bekannt gemacht, der letztlich seine Ausreise aus Nigeria organisiert und begleitet habe. 
Nachdem die Polizei von den Demonstranten Fotos gemacht habe, könne man den Beschwerdeführer in ganz 
Nigeria finden; diesfalls würde er mit Sicherheit verurteilt und umgebracht werden. Nachdem er bei der 
Demonstration selbst Waffen benutzt habe und auf die Polizei geschossen hätte, würde ihn im Fall seiner 
Rückkehr kein faires Verfahren erwarten. Er habe keinen Beweis für seine Angaben, glaube aber, dass es 
Zeitungsberichte gegeben habe. Sein einziger Beweis sei der Mitgliedsausweis, den er von der 
Jugendorganisation erhalten habe, jedoch befinde sich dieser in Nigeria. 
 

Die belangte Behörde befragte den nunmehrigen Beschwerdeführer zu den konkreten Abläufen und seiner Rolle 
bei den Demonstrationen sowie zu seinem Krankenhausaufenthalt und den dortigen Geschehnissen. 
 

Am 26.1.2005 fand eine weitere niederschriftliche Einvernahme des nunmehrigen Beschwerdeführers durch das 
Bundesasylamt statt. Dabei wiederholte der Genannte, sich an bewaffneten, gewalttätigen Auseinandersetzungen 
in seiner Heimat beteiligt zu haben und aufgrund dessen zu befürchten, in seiner Heimat der Todesstrafe 
unterworfen zu werden. 
 

Die belangte Behörde wies den Beschwerdeführer unter Bezugnahme auf aktuelle Berichte aus dem Internet auf 
die Unterzeichnung eines Friedensvertrages zwischen der nigerianischen Regierung und dem Anführer des 
"Asari Movements" hin. Weiters hielt die belangte Behörde dem Beschwerdeführer vor, dass illegaler 
Waffenbesitz in Nigeria nicht mit der Todesstrafe geahndet würde. Der Beschwerdeführer beharrte darauf, in 
seiner Heimat aufgrund der Beteiligung an den Auseinandersetzungen und insbesondere aufgrund der 
Verwendung einer Waffe von der Polizei gesucht zu werden. Über Nachfrage seitens der belangten Behörde gab 
der Genannte zu Protokoll, dass seine Waffe lediglich eine Patrone hatte und er diese in die Luft gefeuert habe. 
Er habe weder jemanden getötet noch jemanden verletzt. Die Polizei habe Tränengas eingesetzt und sei der 
Beschwerdeführer daraufhin bewusstlos geworden. Im Krankenhaus habe er sich lediglich einen Tag 
aufgehalten, ehe er entlassen worden sei und sich in ein Hotel begeben habe, wo er auf einen weißen Mann 
getroffen sei, der ihn nach Lagos gebracht hätte. Über neuerliche Nachfrage gab der Beschwerdeführer an, der 
weiße Mann habe ihn im Spital aufgesucht. Im Fall seiner Rückkehr würde ihn die Polizei bei einer 
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Ausweiskontrolle wiedererkennen, zumal er im Spital gegenüber der Polizei seinen Namen angegeben habe und 
Journalisten Fotos gemacht hätten. 
 

II.1.3. Die belangte Behörde wies den Asylantrag des nunmehrigen Beschwerdeführers ab und begründete ihre 
Entscheidung zusammengefasst mit der fehlenden Glaubwürdigkeit der Angaben des Genannten, die sich aus 
den massiven Widersprüchen ergäbe. Durch einen näher zitierten Auszug aus dem Internet sei dokumentiert, 
dass es am 29.9.2004 zu keinen gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen der Regierung und der Asari-
Bewegung gekommen sei. 
 

Im Zusammenhang mit der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung verwies die 
belangte Behörde auf die Judikatur des VwGH und des EGMR und kam im Fall des nunmehrigen 
Beschwerdeführers zu dem Schluss, dass keine "außergewöhnlichen Umstände" vorlägen, die eine Abschiebung 
im Sinne von Art. 3 EMRK unzulässig machen würden. 
 

Zur Zulässigkeit der Ausweisung stellte die belangte Behörde zusammengefasst fest, dass beim 
Beschwerdeführer keine familiären Anbindungen in Österreich erkennbar seien, wodurch die 
aufenthaltsbeendende Maßnahme keinen Eingriff in Art. 8 EMRK darstellen würde. 
 

II.1.4. Der Beschwerdeführer bekämpfte diese Entscheidung der belangten Behörde fristgerecht mittels Berufung 
(ab 1.7.2008: Beschwerde). 
 

In einer Beschwerdeergänzung vom 23.5.2005 betonte der Beschwerdeführer, in seinem Verfahren vor dem 
Bundesasylamt die Wahrheit gesagt zu haben und tätigte umfangreiche Ausführungen zu den Problemen im 
Niger- Delta. Er habe sich der Asari Bewegung anschließen müssen, da er andernfalls als Verräter da gestanden 
wäre und Angst um sein Leben bzw. seine körperliche Integrität gehabt hätte. Dass er sich nach Meinung des 
Bundesasylamtes etwa bei Darstellung der konkreten Abläufe widersprochen habe, da er einmal behauptet hätte, 
auf die Polizei geschossen zu haben, ein anderes Mal jedoch ausgeführt habe, in die Luft geschossen zu haben, 
erklärte der Beschwerdeführer damit, bei der Einvernahme unter Druck gesetzt worden zu sein. Er habe sich wie 
ein Angeklagter gefühlt. Der Beschwerdeführer betonte neuerlich, im Fall seiner Rückkehr zu befürchten, von 
der Polizei wiedererkannt und festgenommen oder gar getötet zu werden. In diesem Zusammenhang schloss er 
dem ergänzenden Schriftsatz verschiedene Berichte und Judikaturzitate an. 
 

In einer weiteren Beschwerdeergänzung vom 3.11.2005 wiederholte der Genannte seine Angaben zu seiner 
familiären Situation, welche Ursache für seinen Umzug zu einem Freund nach XXXX, Delta State, gewesen sei 
und letztlich zu einem Beitritt beim "Asari-Movement" geführt habe. Er führte weiters aus, bei den gewaltsamen 
Auseinandersetzungen am 29.9.2004, in deren Rahmen auch er selbst bewaffnet gewesen sei und geschossen 
habe, bewusstlos geworden zu sein und unter Polizeibewachung im Krankenhaus erwacht zu sein. Neuerlich 
betonte der Beschwerdeführer, von einem Arzt bei der Flucht unterstützt worden und mit Hilfe eines weißen 
Mannes nach Europa gelangt zu sein. 
 

Ergänzend brachte der Beschwerdeführer in diesem Schriftsatz vor, von einer Freundin telefonisch über das 
Ableben seines Vaters und das Verschwinden seiner Mutter informiert worden zu sein. Er mache sich nunmehr 
Vorwürfe, dass diese Geschehnisse mit seiner Mitgliedschaft bei der "Asari-Bewegung" im Zusammenhang 
stehen könnten. 
 

II.2. Zur Lage in Nigeria 
 

Niger Delta 
 

Bei den bewaffneten Auseinandersetzungen im Niger Delta handelt es sich um einen bewaffneten Konflikt 
zwischen rivalisierenden Milizen (hauptsächlich die Niger Delta People's Volunteer Force (NDPVF) und die 
Niger Delta Vigilante), sowie um Auseinandersetzungen zwischen regionalen Gruppen und multinationalen 
Ölunternehmen. Finanzielle Interessen sowie die Aufteilung und Kontrolle der Ressourcen stehen im 
Vordergrund. Im ersten Fall stehen in der Regel finanzielle Partikularinteressen der bewaffneten Gruppen im 
Vordergrund. Im zweiten Fall geht es um einen Verteilungskampf rivalisierender Gruppen. Das Niger-Delta 
stellt einen weitgehend rechtsfreien Raum dar, in dem die Einflussmöglichkeit der staatlichen Ordnungskräfte 
sehr begrenzt ist. Trotz verfassungsmäßig garantierter Sondereinnahmen der Delta-Bundesstaaten hat es im 
Niger-Delta aufgrund von Korruption und schlechter Regierungsführung keine Entwicklung zum Besseren 
gegeben. Die lokale Bevölkerung leidet vor allem unter den enormen Umweltschäden. Seit 2006 wurden über 
300 Angestellte der im Delta operierenden internationalen Ölfirmen entführt und zumeist nach Zahlung von 
Lösegeldern wieder freigelassen. Im gleichen Zeitraum wurden über 80 Angehörige der Sicherheitskräfte 
ermordet und den Ölförderungseinrichtungen durch Sabotageakte schwerwiegende Schäden zugefügt. Politische 



 Asylgerichtshof 30.09.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 4 von 10 

Motive bei Entführungen und Geiselnahme sind häufig vorgeschoben. Die Mehrzahl der wenigen tatsächlich 
politisch motivierten Gruppen im Niger-Delta hat sich seit Mitte 2007 mit Gewaltakten zurückgehalten. Eine 
Ausnahme ist der Bundesstaat Rivers; hier ging die Regierung auch in letzter Zeit wiederholt und mit teilweise 
brutaler Härte gegen die militanten Gruppen vor (z. B. Einsatz der Joint Task Force im Bundesstaat Rivers im 
August 2008, nachdem es dort zu einem veritablen Bandenkrieg gekommen war). Darunter haben auch die 
Bewohner des Nigerdeltas zu leiden, die immer wieder Opfer schwerer Übergriffe durch die Sicherheitskräfte 
werden. Staatspräsident Yar'Adua hat im September 2008 die Einrichtung eines eigenen Nigerdelta- 
Ministeriums angekündigt, das die Entwicklung der Region vorantreiben soll. Hoffnungen ruhen auch auf einem 
bereits eingesetzten Technischen Komitee, das unter Führung des angesehenen Ogoni-Politikers Ledum Mittee 
Lösungsvorschläge für die Dauerkrise erarbeiten soll. (2) 
 

Im Niger-Delta ist die Lage der Minderheitenbevölkerung seit Beginn der Ölförderung vor 50 Jahren kritisch. 
Jahrzehntelange Benachteiligung sowie kaum vorhandene Infrastruktur und Bildungseinrichtungen haben die 
Bevölkerung der nigerianischen Bundesregierung, den Regierungen der Bundesstaaten, den örtlichen Notabeln 
sowie den Ölgesellschaften gleichermaßen entfremdet. Korruption, insbesondere auch auf Ebene der 
Bundesstaaten, hat zu einer besorgniserregenden Vernachlässigung der Region geführt, obwohl die Delta-Staaten 
deutlich mehr Geld aus der ölgespeisten Bundeskasse erhalten als die übrigen Bundesstaaten. Die von den Ogoni 
im Jahr 1990 gegründete politische Bewegung MOSOP (Movement for the Survival of the Ogoni People) erhebt 
Forderungen nach größerer Autonomie und Entschädigung für die durch die Ölförderfirmen verursachten 
Umweltschäden. Der Anführer der militanten Niger Delta People's Volunteer Force (NDPVF), Mujahid Dokubo 
Asari, wurde im Juni 2007 gegen Kaution aus der Haft entlassen. Die Forderungen der NDPVF werden seit 2006 
auch von dem ebenfalls militanten "Movement for the Emancipation of the Niger Delta" (MEND) vertreten, das 
die Verantwortung für verschiedenste Gewaltakte im Niger Delta, darunter auch die Entführungen von im Öl- 
und Bausektor tätigen Ausländern, übernommen hat. Ein prominenter Anführer von MEND, Henry Okah, wurde 
im September 2007 in Luanda/Angola festgenommen und im Februar 2008 an Nigeria ausgeliefert. Gegen ihn 
wird seit Mai 2008 unter Ausschluss der Öffentlichkeit vor Gericht wegen Terrorismus und Waffenhandels 
verhandelt. Okah wird von dem prominenten Menschenrechtsanwalt Femi Falana verteidigt. Falana hat 
ungenügende Haftbedingungen und den erschwerten Zugang zu seinem Mandanten gerügt. Die Mehrzahl der 
notorischen Entführungen und Geiselnahmen im Nigerdelta gehen jedoch mutmaßlich auf das Konto von 
kriminellen Banden oder Splittergruppen von MEND oder NDPVF. (2) 
 

Die Konflikte im Niger-Delta haben ihre Ursache in Gebiets- und Machtansprüchen der verschiedenen Ethnien 
dieser Gegend. Im Niger-Delta werden sowohl Erdöl als auch Erdgas gefördert. Die Verfassung von 1999 sichert 
den Bundesstaaten, in welchen Erdöl bzw. Erdgas gefördert wird, in § 162, 2 einen 13-prozentigen Anteil an den 
Einkünften aus dem Rohstoffabbau zu (Constitution 1999). Trotzdem leiden die Gemeinden der Gegend unter 
Armut und den Umweltschäden der Ölförderung. Der Zorn der Bevölkerung richtet sich nun einerseits gegen die 
Regierung, welche für die Vernachlässigung der Region verantwortlich gemacht wird und andererseits gegen die 
Fördergesellschaften, denen die ökologische Zerstörung angelastet wird. 
 

Ausdruck findet diese Unzufriedenheit häufig in inter-kommunalen Konflikten; vor allem dann, wenn eine 
Volksgruppe scheinbar den Schutz oder die Bevorzugung der Regierung zum Nachteil anderer Ethnien genießt. 
 

Die Konflikte im Niger-Delta sind vielfältig, während in XXXX der Konflikt zwischen ethnischen Milizen der 
Ijaws und Itsekiri verläuft, kommt es im River-State zu Kämpfen zwischen einzelnen Ijaws-Gruppen. Letztlich 
handelt es sich bei diesen Konflikten immer um einen Kampf um die Kontrolle der Gewinne aus der Ölförderung 
und den Ressourcen der Regierung. Shell wurde von der nigerianischen Regierung im März 2009 angeklagt, in 
den USA läuft schon ein Prozess gegen Shell bezüglich der Hinrichtung der Ogoni-Mitlgieder (ua.K.Saro-Wiwa) 
in den 1990ern. Shell bohrt momentan weiter, hat aber immense Verluste wg. Angriffen militanter Gruppen u. 
illegaler Pipelineanbohrungen (loss of 477,000 barrels a day). 
 

Die Stadt XXXX liegt im erdölreichen Delta State. In Delta State werden etwa 40% des nigerianischen Öls 
gefördert. Die Auseinandersetzungen zwischen Itsekiri , Ijaw und Urhobo, welche sich um die Besitzansprüche 
in dem Gebiet drehen, reichen bis in die Kolonialzeit zurück. Eine deutliche Verschärfung erfuhr der Konflikt 
durch die neue Grenzziehung der Verwaltungsbezirke in den Jahren 1991 und 1996. Die drei Volksgruppen 
erheben gegenseitig Vorwürfe, sie würden übervorteilt. Sowohl die Ijaw als auch die Urhobo erheben etwa den 
Vorwurf, dass Itsekiri die Regierungsstrukturen der 3 Verwaltungsbezirke (Warri North, Warri South, Warri 
South West) ungebührlich dominierten und von Präsident Obasanjo protegiert würden. Eine dominierende 
Stellung innerhalb der Regierungsstrukturen bringt zahlreiche Vorteile mit sich: Bevorzugte Zuteilung von 
Staatsaufträgen, erhöhte Gewährung von Stipendien, verstärkter und somit potentiell lukrativer Kontakt mit 
Ölfirmen. Eine Hauptforderung von Ijaw und Urhobo lautet auch auf Gründung neuer Stadt- und 
Gemeinbezirke, um eine ausgewogenere ethnische Repräsentanz zu gewährleisten. Im Zeitraum 1997 bis 2001 
sind folgende Konflikte zwischen verfeindeten Volksgruppen bekannt geworden: 
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März bis Mai 1997: 
 

Im März 1997 verfügt die Regierung, entgegen ihren eigenen Ankündigungen, die Ijaw-Stadt Ogbe-Ijoh zum 
Sitz der lokalen Regierung zu machen, dass dieser vielmehr in dem von Itsekiri bewohnten Gebiet Ogidigben 
eingerichtet wird. Es kam daraufhin zwei Monate lang zu zahlreichen Zusammenstößen, im Zuge derer mehrere 
hundert Menschen das Leben verloren. Eine Kommission wird zur Aufklärung der blutigen 
Auseinandersetzungen einberufen. Zur Veröffentlichung eines Berichtes kommt es jedoch nicht. 
 

Oktober 1998: 
 

Nachdem im Oktober 1998 bei Zusammenstößen zwischen Ijaw und Itsekiri in Warri fünf Menschen getötet und 
eine erhebliche Anzahl von Häusern in Brand gesteckt wurden, wird vorübergehend eine Ausgangssperre über 
Warri verhängt. Trotzdem halten die Ausschreitungen an. Die BBC berichtete, dass eine große Itsekiri-
Trauergesellschaft bei der Beerdigung eines ihrer Führer von einer etwa 200 Personen umfassenden Gruppe von 
jugendlichen Ijaw aufgehalten worden war. 
 

Mai bis Juni 1999: 
 

Während der Übergabe der Macht an eine Zivilregierung kommt es anlässlich der Vereidigung von umstrittenen 
lokalen Regierungsbeamten im Mai 1999 zu Gewaltausbrüchen zwischen Milizen der Ijaw und der Itsekiri, 
denen bis zu 200 Menschen zum Opfer fallen. Daraufhin verhängt der zivile Gouverneur, James Onanefe Ibori 
eine Ausgangssperre, die über mehrere Monate aufrecht bleibt. Hunderte Regierungstruppen werden in und um 
Warri stationiert. Auslöser der Zusammenstöße soll ein Angriff von Ijaw-Jugendlichen auf Itsekiris im nahe von 
Warri gelegenen Dorf Arunton gewesen sein. Der neu eingesetzte Präsident Obasanjo besucht Warri am 11. Juni 
1999 und stellt eine faire Lösung des Konflikts in Aussicht. Im September beschließt das Gliedstaatenparlament 
von Delta State, den Sitz der lokalen Regierung von Ogidigben nach Obge Ijoh zu verlagern. 
 

Mai 2001: 
 

Im Mai 2001 führt das Vorhaben, einen von Itsekiri dominierten lokalen Rat in Warri einzurichten, zu 
Zusammenstößen zwischen Itsekiri und Urhobo. 10 Häuser werden in Brand gesteckt und zahlreiche Personen 
verlassen fluchtartig Warri. 
 

August 2001: 
 

Im August 2001 unterzeichnet Gouverneur Ibori ein Gesetz, welches bewaffnete Jugendbanden verbietet. Es 
zielt darauf ab, inter-kommunale Gewalt einzudämmen sowie die Angriffe auf Ölförderanlagen einzustellen und 
Entführungen zu unterbinden. 
 

Im Januar bis Februar 2003 führten die herannahenden Wahlgänge zu Streitigkeiten zwischen Urhobo und 
Itsekiri. Es kam zu Streitigkeiten über die Abgrenzung der Wahlbezirke. Mit diesen Ereignissen in engem 
Zusammenhang stehend kam es noch im März 2003 zu einem Angriff von Ijaw-Militanten auf die beiden 
Itsekiri-Dörfer Arunton und Madangho. 
 

Anfang Juni 2004 vereinbarten Itsekiri- und Ijaw-Vertreter eine Feuerpause und eine friedliche Lösung ihres 
Konflikts. 
 

In bestimmten Fällen wurde das Militär zur Niederschlagung von Unruhen eingesetzt. Die internationalen 
Ölkonzerne im ölreichen südnigerianischen Niger-Delta sind immer wieder Ziele von Anschlägen und 
Geiselnahmen. Die Täter sind meist Aufständische, die unter anderem eine stärkere Beteiligung der 
einheimischen Bevölkerung an den Gewinnen aus der Ölförderung verlangen. Abgesehen von diesen lokal 
begrenzten Auseinandersetzungen ist die Situation in Nigeria jedoch ruhig. (6) 
 

Diesbezüglich ist bis jetzt aber noch keine wirkliche Besserung der Situation innerhalb des Niger Deltas in Sicht. 
Die Region wird nach wie vor von rivalisierenden Banden dominiert, deren kriegerische Auseinandersetzungen 
immer wieder willkürliche Tötungen von Zivilisten zur Folge hatten. Etliche Zivilisten fielen auch 2007 und vor 
allem in der ersten Hälfte von 2008 wieder Kämpfen zwischen bewaffneten Milizen und den Sicherheitskräften 
zum Opfer. Ein Anstieg der Gewalt war zudem vermehrt anlässlich der Wahlen im April 2007 zu spüren. (4+5) 
 

Die Gefahr der aufkeimenden Konflikte und Gewaltaktionen in der Region Niger Delta trifft ausschließlich die 
dort lebende Bevölkerung. Es liegt kein Beweis für regional überschreitende Verfolgungshandlungen der 
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Sicherheitskräfte von an den Kämpfen involvierten Personen vor, so dass eine innerstaatliche Fluchtalternative, 
also die Umsiedelung in einen anderen Landesteil Nigerias, effektiven Schutz vor Verfolgung gewährleistet. (7) 
 

Innerstaatliche Fluchtalternative 
 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, staatlicher Verfolgung oder Repression Dritter durch Umzug in einen 
anderen Teil Nigerias auszuweichen. Dies kann allerdings zu wirtschaftlichen und sozialen Problemen führen, 
wenn sich Einzelpersonen an einen Ort begeben, in dem keine Mitglieder ihrer Familie, der erweiterten 
Verwandtschaft oder der Dorfgemeinschaft leben. Angesichts der anhaltend schlechten Wirtschaftslage und der 
Bedeutung derartiger Bindungen in der nigerianischen Gesellschaft ist es schwierig, an Orten, in denen kein 
solches soziales Netz besteht, Fuß zu fassen. Für alleinstehende Frauen besteht die Gefahr, bei Umzug in die 
Großstadt von der eigenen Großfamilie keine wirtschaftliche Unterstützung zu erhalten. 
 

Es gibt in Nigeria keine Bürgerkriegsgebiete und keine Bürgerkriegsparteien. (1) 
 

(1) ) Dt. AA, S. 16f. 
 

II.3. Rechtliche Beurteilung 
 

II.3.1 Gemäß § 28 Abs. 1 AsylGHG, BGBl.I Nr. 2008/4 nimmt der Asylgerichtshof mit 01.07.2008 seine 
Tätigkeit auf. Das Bundesgesetz über den Unabhängigen Bundesasylsenat (UBASG), BGBl. I Nr. 77/1997, 
zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2005, tritt mit 01.07.2008 außer Kraft. 
 

II.3.2. Gemäß § 23 AsylGHG sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof, soweit sich aus dem Asylgesetz 
2005 (AsylG 2005), BGBl. Nr. 100, nicht anderes ergibt, die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

II.3.3. Gemäß § 9 leg.cit. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die 
Entscheidung durch Einzelrichter oder verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist. 
 

II.3.4. Gemäß § 61 Abs. 1 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide 
des Bundesasylamtes und über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes. 
Gemäß Abs. 3 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden gegen zurückweisende 
Bescheide wegen Drittstaatssicherheit gemäß § 4, wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß § 5 und 
wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG sowie über die mit diesen Entscheidungen verbundene 
Ausweisung. 
 

II.3.5. Gemäß § 75 Abs. 7 AsylG 2005 sind am 1.7.2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige 
Verfahren vom Asylgerichtshof nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen weiterzuführen: 
 

Mitglieder des Unabhängigen Bundesasylsenates, die zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannt worden sind, 
haben alle bei ihnen anhängigen Verfahren, in denen bereits eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, als 
Einzelrichter weiterzuführen. 
 

Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine mündliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, 
sind von dem nach der ersten Geschäftsverteilung des Asylgerichtshofes zuständigen Senat weiterzuführen. 
 

Verfahren gegen abweisende Bescheide, die von nicht zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannten Mitgliedern 
des Unabhängigen Bundesasylsenates geführt wurden, sind nach Maßgabe der ersten Geschäftsverteilung des 
Asylgerichtshofes vom zuständigen Senat weiterzuführen. 
 

II.3.6. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehörde, sofern die Berufung nicht als unzulässig oder 
verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als 
auch hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und den 
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Auf die oben zitierte Bestimmung des § 23 AsylGHG, der zufolge die Bestimmungen des AVG mit der 
Maßgabe anzuwenden sind, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, wird 
hingewiesen. 
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II.3.7. Gemäß § 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idgF, sind alle am 31. Dezember 2005 anhängigen 
Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen. § 44 AsylG 1997 gilt. Die §§ 24, 
26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes (AsylG 2005) sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 ist auf 
diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung 
zuständig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 31. 
Dezember 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser 
Bestimmungen führen. 
 

II.3.8. Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass 
ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge GFK) droht und keiner der in Art.1 
Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 78/1974) ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen 
Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick 
auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich 
außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf 
diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde. 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 
Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des 
vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit 
einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 
21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/011). Für eine "wohlbegründete Furcht vor Verfolgung" ist es 
nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann 
anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befürchten sind (VwGH 26.2.1997, 95/01/0454; 9.4.1997, 
95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr -Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf 
vergangene Ereignisse (vgl VwGH 18.4.1996, 95/20/0239; vgl. auch VwGH 16.2.2000, 99/01/097), sondern 
erfordert eine Prognose. 
 

Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, können im Rahmen dieser Prognose ein 
wesentliches Indiz für eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. dazu VwGH 9.3.1999, 98/01/0318). Die 
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt 
(VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99720/0128); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber 
außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr 
muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein (VwGH 
16.6.1994, 94/19/0183; 18.2.1999, 98/20/0468). Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; 
sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob 
der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Gründen zu befürchten 
habe (vgl. VwGH 9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). 
 

Besteht für den Asylwerber die Möglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung 
zu befürchten hat, Aufenthalt zu nehmen, so liegt eine inländische Fluchtalternative vor, welche die 
Asylgewährung ausschließt (vgl. VwGH 24.3.1999, 98/01/0352). Das einer "inländischen Fluchtalternative" 
innewohnende Zumutbarkeitskalkül setzt voraus, dass der Asylwerber im in Frage kommenden Gebiet nicht in 
eine ausweglose Lage gerät, zumal auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein können, wenn 
sie jegliche Existenzgrundlage entziehen (VwGH 8.9.1999, 98/01/0614, 29.3.2001, 2000/20/0539). 
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II.3.9. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idgF hat die Behörde im Fall einer Abweisung des Asylantrages von Amts 
wegen bescheidmäßig festzustellen, ob eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden 
in den Herkunftsstaat zulässig ist. 
 

§ 8 AsylG verweist durch die Übergangsbestimmung des § 124 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG) 
auf § 50 FPG. 
 

Gemäß § 50 Abs. 1 FPG ist die Zurückweisung, die Hinderung an der Einreise, Zurückschiebung oder 
Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 EMRK, BGBl. Nr. 210/1958 oder 
das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die 
Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens 
oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 
Konfliktes verbunden wäre. 
 

Gemäß Abs. 2 leg.cit. ist die Zurückweisung oder Zurückschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung 
an der Einreise aus einem Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr 
Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppen oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z. 1 der Konvention über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, idF des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 
2005). 
 

Gemäß § 50 Abs. 3 FPG dürfen Fremde, die sich auf eine der in Abs. 1 oder Abs. 2 genannten Gefahren berufen, 
erst zurückgewiesen oder zurückgeschoben werden, nachdem sie Gelegenheit hatten, entgegenstehende Gründe 
darzulegen. Die Fremdenpolizeibehörde ist in diesen Fällen vor der Zurückweisung vom Sachverhalt in Kenntnis 
zu setzen und hat dann über die Zurückweisung zu entscheiden. 
 

Der Prüfungsrahmen des § 50 Abs. 1 FPG wurde durch § 8 AsylG auf den Herkunftsstaat des Fremden 
beschränkt. 
 

Das Vorliegen der Voraussetzungen des § 50 Abs. 2 FPG wurde bereits geprüft und verneint. 
 

Der Asylgerichtshof hat somit zu klären, ob im Falle der Verbringung des Beschwerdeführers in sein Heimatland 
Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 (Verbot der Folter) oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde. Der 
Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer 
aktuellen Bedrohung der relevanten Rechtsgüter, hinsichtlich derer der Staat nicht willens oder nicht in der Lage 
ist, Schutz zu bieten, glaubhaft zu machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die 
Person des Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun 
ist (VwGH 26.6.1997, 95/18/1291; 17.7.1997, 97/18/0336).Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht 
sich zumindest auf jene Umstände, die in der Sphäre des Asylwerbers gelegen sind, und deren Kenntnis sich die 
Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214). 
 

II.4. Beweiswürdigung 
 

Zu Spruchpunkt I: 
 

Der Asylgerichtshof gelangt nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung zum Ergebnis, dass dem 
Vorbringen des Beschwerdeführers keine Asylrelevanz zukommt und teilt die Beurteilung der belangten 
Behörde in Bezug auf die Glaubwürdigkeit der Angaben des Genannten. Bereits die persönliche 
Glaubwürdigkeit des Beschwerdeführers wurde dadurch eingeschränkt, dass er zu seinen familiären 
Verhältnissen, seiner Schulausbildung und zur Chronologie seiner Wohnsitze nur sehr schemenhafte Angaben zu 
machen in der Lage war. 
 

Zu den angegebenen Fluchtgründen selbst wird allgemein festgehalten, dass der Beschwerdeführer 
Schwierigkeiten hatte, auf die konkreten Fragen der vorsitzenden Richterin nach den genauen Abläufen zu 
antworten und statt dessen immer wieder versuchte, allgemeine Geschehnisse in seiner Heimat, wie sie auch 
medial dargestellt wurden, zu schildern. In diesem Zusammenhang bezweifelt der Asylgerichtshof nicht im 
geringsten, dass es im Niger Delta gehäuft zu Auseinandersetzungen zwischen rivalisierenden Milizeinheiten, zu 
denen unter anderen auch die vom Beschwerdeführer ins Treffen geführte ASARI - Bewegung zählt, den 
Sicherheitskräften und Mitarbeitern von international tätigen Ölfirmen kommt. 
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Es genügt aber für die Frage der Asylgewährung nicht, bloß auf allgemein herrschende Unruhen oder Missstände 
im Herkunftsstaat hinzuweisen. Vielmehr ist es notwendig, eine persönliche Betroffenheit aus einem der in der 
GFK geregelten Tatbestände glaubhaft zu machen. Dies ist dem Beschwerdeführer nicht ansatzweise gelungen. 
 

Bereits im erstinstanzlichen Verfahren hat er sich massiv widersprochen, worauf die belangte Behörde auch 
völlig zutreffend hingewiesen und die Divergenzen in der bekämpften Entscheidung im Detail dargestellt hat. In 
der mündlichen Verhandlung behauptete er erstmalig, von den Anhängern der genannten Bewegung gleichsam 
"zwangsrekrutiert" worden zu sein. So führte er aus, festgenommen und in einem LKW weggebracht worden zu 
sein. Ebenso berichtete er zum ersten Mal von einer Ausbildung im Waffengebrauch, die in einem eigenen 
Trainingslager stattgefunden hätte. Der Beschwerdeführer konnte dem Asylgerichtshof nicht plausibel 
auseinandersetzen, warum er diese wesentlichen und einprägsamen Details nicht bereits vor der belangten 
Behörde geschildert hat bzw. warum er deren Erwähnung auch in seinem Beschwerdeschriftsatz und den 
ergänzenden Schriftsätzen unterlassen hat. Wenn er dies damit zu erklären versucht, Angst gehabt zu haben, dass 
ihm bei wahrheitsgetreuen Angaben etwas passieren könne, so handelt es sich nach dem Dafürhalten des 
Asylgerichtshofes dabei um eine nicht nachvollziehbare Schutzbehauptung. Bei seiner ersten Einvernahme hatte 
er die Abläufe noch so dargestellt, als ob er sich quasi aufgrund innerer Überzeugung der ASARI- Bewegung 
angeschlossen habe, später meinte er in Abänderung seiner Angaben, er sei beigetreten, weil er sonst als Verräter 
da gestanden wäre und keine andere Möglichkeit gehabt habe. Dass er aber mit Gewalt zum Beitritt gezwungen 
worden sein will, hat er während des gesamten Verfahrens vor dem Bundesasylamt nicht behauptet. 
 

Ebenso widersprach sich der Beschwerdeführer in Bezug auf die Teilnahme an den Ausschreitungen. Bereits die 
belangte Behörde hat ihn darauf hingewiesen, dass er einmal davon gesprochen hatte, auf die Polizei - 
zielgerichtet - geschossen zu haben. Er betonte in diesem Zusammenhang sogar, nicht zu wissen, ob der Polizist 
gestorben sei, dass ihm aber, wenn dies der Fall wäre, die Todesstrafe drohe. Demgegenüber behauptete er im 
weiteren Verlauf des Verfahrens, nach Eintreffen der Polizei in die Luft geschossen zu haben. Auch über die 
Anzahl der abgegebenen Schüsse machte der Beschwerdeführer divergierende Angaben. Einmal behauptete er, 
einen einzigen Schuss abgegeben zu haben, vor dem Asylgerichtshof meinte er, es seien (zumindest) drei 
Schüsse gewesen. Bei all diesen Begebenheiten handelt es sich um einprägsame Erlebnisse und Kernelemente, 
die selbst nach mehreren Jahren übereinstimmend geschildert werden können sollten. 
 

Dass der Beschwerdeführer von einem Arzt gerettet und aus dem Spital hinausgeschleust worden sein soll, 
entspricht nicht der Lebenserfahrung, zumal im Krankenhaus Polizei anwesend gewesen sein soll und der 
Beschwerdeführer keinen nachvollziehbaren Grund dafür angeben konnte, warum der Arzt wie beschrieben 
vorgehen hätte sollen und letztlich Gefahr gelaufen wäre, sich dadurch selbst um "Kopf und Kragen" zu bringen. 
Der Vollständigkeit halber wird bemerkt, dass der Beschwerdeführer zwar einerseits angab, bewusstlos gewesen 
zu sein, andererseits aber wusste, dass er von der Polizei ins Krankenhaus gebracht worden sein soll. 
 

Insgesamt teilt der Asylgerichtshof somit die Einschätzung der belangten Behörde, wonach der 
Beschwerdeführer allgemein bekannte Geschehnisse in seiner Heimat zum Anlass genommen hat, daraus seine 
eigene Fluchtgeschichte zu konstruieren. So war der Beschwerdeführer auch nicht imstande, Beweismittel für 
seine Mitgliedschaft oder die Teilnahme an der besagten Veranstaltung der ASARI-Bewegung vorzulegen. 
Darauf angesprochen, verwies er darauf, dass im Vorjahr das Haus seines Vaters niedergebrannt und dabei auch 
allfällige Beweismittel vernichtet worden seien. In diesem Zusammenhang ist dem Beschwerdeführer freilich 
entgegen zu halten, dass er bereits seit dem Jahr 2004 die Möglichkeit gehabt hätte, entsprechende Dokumente 
beizuschaffen. Wenn er meint, das Bundesasylamt hätte ihn niemals konkret aufgefordert, Dokumente 
vorzulegen bzw. ihm gesagt, welche Unterlagen von Nöten seien, so ist ihm zu entgegnen, dass im Fall der 
Existenz entsprechender Beweismittel es wohl keiner eigenen Aufforderung bedurft hätte. Vielmehr liegt es im 
eigenen Interesse des Beschwerdeführers, seine Angaben entsprechend zu untermauern. 
 

Selbst wenn man nun aber, rein hypothetisch, zu einer günstigeren Beurteilung der Frage der Glaubwürdigkeit 
gelangte, änderte sich nichts an der fehlenden Asylrelevanz, zumal es dem Beschwerdeführer diesfalls zumutbar 
gewesen wäre, sich außerhalb des Niger - Deltas niederzulassen. Dass er in ganz Nigeria ausfindig gemacht 
werden hätte können, stellt eine reine Vermutung des Beschwerdeführer da, für die es, konkret im Lichte der 
Gesamteinwohnerzahl Nigerias und dem fehlenden Meldewesen, keine objektivierbaren Anhaltspunkte gibt. 
Schon alleine aus diesem Grund ist auf die zwei Tage nach der mündlichen Verhandlung eingelangte 
Stellungnahme, die von einer in der Verhandlung anwesenden Vertrauensperson verfasst wurde, nicht näher 
einzugehen, Die darin enthaltenen Ausführungen vermögen nichts an der Beurteilung der Asylrelevanz zu 
ändern. 
 

Zu Spruchpunkt II 
 

Es hat sich nach dem Dafürhalten des Asylgerichtshofes während des gesamten Verfahrens kein Anhaltspunkt 
für die Annahme ergeben, dass der Rückkehr des Beschwerdeführers nach Nigeria einer der in § 8 Abs. 1 AsylG 
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1997 iVm § 50 Abs. 2 FPG genannten Gründe entgegen steht. Die Deckung der Grundbedürfnisse kann aus den 
Feststellungen als gedeckt angenommen werden, "außergewöhnliche Umstände", wie von der Judikatur des 
EGMR gefordert, konnten in der Person des Beschwerdeführers nicht festgestellt werden. 
 

Es wird zudem festgestellt, dass, insbesondere auch im Lichte der begründeterweise angenommenen 
Unglaubwürdigkeit der Angaben des Beschwerdeführers, von einer jederzeitigen Rückkehr in den 
Familienverband bzw. gewohnten sozialen Verband auszugehen ist. 
 

Selbst wenn dem Beschwerdeführer tatsächlich kein (familiäres) soziales Netzwerk zur Verfügung stehen sollte, 
ist für den Asylgerichtshof im konkreten Fall dennoch nicht erkennbar, warum ihm der Aufbau einer eigenen 
Existenz, nicht zumutbar sein sollte, zumal der Genannte bereits vor seiner Ausreise seinen eigenen Angaben 
zufolge als Händler gearbeitet hat. 
 

Zu Spruchpunkt III 
 

Der belangten Behörde ist darin zu folgen, dass die Voraussetzungen für eine Ausweisung gemäß § 8 Abs. 2 
AsylG vorliegen. 
 

Der Beschwerdeführer hat auch in der mündlichen Verhandlung keine Angaben dahingehend getätigt, die auf 
das Vorliegen besonderer Integrations- und Verfestigungstatbestände in Österreich oder auf das Bestehen einer 
Lebensgemeinschaft mit einer österreichischen Staatangehörigen oder dauerhaft zum Aufenthalt im 
Bundesgebiet berechtigten Person schließen lassen. Soweit der in der mündlichen Verhandlung als 
Vertrauensperson anwesende Patsor einer Freikirche in Linz in seiner schriftlichen Stellungnahme ausführt, der 
Beschwerdeführer habe sich der christlichen Gemeinschaft angeschlossen, meide jeden schlechten Umgang und 
zähle zu jenen, die ehrlich seien, reichen diese Charaktermerkmale nicht aus, um zu einem überwiegenden 
privaten Interesse am Verbleib in Österreich zu führen. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


